
 

Sozialversicherung 
 
Neuerungen im Krankenkassenwahlrecht 
 
Folie 9: Zählt zum Statuswechsel auch, 
wenn ein Mitarbeiter Vollrentner wird, aber 
weiter im Unternehmen tätig ist? 
 
Aus meiner Sicht nicht, sofern es sich um den 
Renteneintritt aufgrund des Regelalters han-
delt, bleibt es bei der Krankenversicherungs-
pflicht, jedoch wird eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung in der Krankenversicherung mit 
dem ermäßigten Beitragssatz abgerechnet, da 
kein Anspruch auf Krankengeld besteht. 
 
Können gesetzliche Krankenkassen einen 
Aufnahmeantrag ablehnen? 
 
Grundsätzlich nicht, es gibt allerdings Gründe, 
die zur Folge haben, dass ein Wechsel in eine 
gesetzliche Krankenkasse ausgeschlossen ist. 
Da es hierzu viele unterschiedliche Fallkonstel-
lationen gibt, rufen Sie gerne den TK-Service 
unter 0800 - 285 85 85 (gebührenfrei) an. 
 
Elektronische Mitgliedsbescheinigung  
 
Wohin wird die elektronische Rückmeldung 
der Krankenkasse geschickt? Wie erhält der 
Arbeitgeber die Meldung? 
 
Die Rückmeldung erfolgt über ein maschinelles 
Meldeverfahren. Auf Grundlage der Anmeldung 
wegen Beginn einer Beschäftigung (GD 10) o-
der bei einem Krankenkassenwechsel (GD 11) 
sowie bei einer gleichzeitigen An- und Abmel-
dung (GD 40) reagiert die Krankenkasse mit ei-
ner elektronischen Rückmeldung. In der Rück-
meldung ist angegeben, ob eine Mitgliedschaft 
besteht. Zudem wird ein Beginn-Datum ange-
geben. 
 
Erhalten wir eine Rückmeldung von der 
neuen Krankenkasse, bei welcher Kranken-
kasse der Mitarbeiter stattdessen zu melden 
ist? 
 
Nein, wenn die neue Krankenkasse mitteilt, 
dass das Beginn-Datum der Mitgliedschaft in 
der Zukunft liegt, dann ist die ursprünglich ab-

gegebene Meldung zu stornieren und zum Be-
ginn-Datum nochmals neu zu erstellen. Sollte 
es sich um einen neuen Arbeitnehmer handeln 
und die Krankenkasse meldet zurück, dass der 
Arbeitnehmer kein Mitglied bei dieser Kranken-
kasse ist, dann muss mit dem Arbeitnehmer 
Kontakt aufgenommen werden und wenn der 
Arbeitnehmer Ihnen keine Krankenkasse mit-
teilt, dann melden Sie den Arbeitnehmer bei ei-
ner Krankenkasse an. 
 
Elektronische AU-Bescheinigung 
 
Wie erhält der Arbeitgeber die elektronische 
Rückmeldung, wenn die Personalabrech-
nung über einen Dienstleister erfolgt? 
 
In diesen Fällen sollte zeitnah (in 2021) in der 
Schnittstelle zwischen Arbeitgeber und Dienst-
leister ein Prozess definiert werden, dass die 
Information bezüglich AU tagesgenau dem Ar-
beitgeber mitgeteilt wird. 
 
Wie kann ich erfahren, ob es eine Vorer-
krankung gibt, die ich anrechnen kann? 
 
Die Krankenkasse übermittelt die relevanten 
Vorerkrankungszeiten, sobald festgestellt wird, 
dass die Entgeltfortzahlung wegen anrechen-
barer Vorerkrankungszeiten ausläuft. 
 
Folie 16, 2. Stufe elektronische AU: Ist der 
elektronische Abruf der AU von der Kran-
kenkasse an den Arbeitgeber via sv.net 
möglich? 
 
Ja, dies soll ebenfalls möglich sein. 
 
Folie 16/17: Wie soll es mit Bescheinigun-
gen für Erkrankung Kind laufen, werden 
diese ebenfalls eingebunden?  
 
Bezüglich „Kind krank“ bleibt es beim Papier-
verfahren.  
 
Wird bei einem Krankenhausaufenthalt die 
Aufenthaltsbescheinigung auch elektro-
nisch vom Krankenhaus an die Kranken-
kasse geschickt? 
 
Dies ist bisher noch unklar. 
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Ist der Arbeitgeber verpflichtet die Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung in Papierform 
aufzubewahren oder reicht es eine Mail mit 
einem Scan oder Foto zu speichern? 
 
Die AU muss in Papierform beim AG abgege-
ben werden und kann dort digitalisiert wer-
den. Für die Aufbewahrung von Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigungen sind keine festen 
Aufbewahrungsfristen vorgegeben. Als Emp-
fehlung zur Bestimmung einer Regellösch-
frist kann man jedoch die Aufbewahrungs-
pflichten im Rahmen der Entgeltfortzahlung 
heranziehen. Laut dem Gesetz über den Aus-
gleich der Arbeitgeberaufwendungen für Ent-
geltfortzahlung besteht ein Erstattungsan-
spruch bis zu vier Jahre nach Ablauf des Ka-
lenderjahrs, in dem er entstanden ist. Somit 
können AU-Bescheinigungen nach fünf Jah-
ren, nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
der Erstattungsanspruch entstanden ist, ver-
nichtet werden, wenn der Vernichtung nicht 
andere Gesetze oder Vorschriften entgegen-
stehen. 

Aktuelles zum Minijob 
 
Folie 21: Gibt es bei einer flexiblen Arbeits-
zeitreglung nicht Probleme mit dem Min-
destlohngesetz? 
 
Nein, nicht wenn die zusätzlichen Stunden bin-
nen 12 Monaten als Freizeitausgleich genom-
men werden. 
 
Flexible Minijobber: Es muss aber jeden 
Monat 450 Euro gezahlt werden, und nicht 
einmal 900 Euro und im nächsten Monat  
0 Euro? 
 
Grundsätzlich wäre dies ebenfalls möglich (im 
Jahr maximal 5.400 Euro). 
 
Beschäftigung von Minijobber: Die Vorgabe 
"Kein unvorhersehbares Überschreiten der 
Entgeltgrenze von 5.400 Euro/3 Monate im 
Zeitjahr möglich!" gilt nur für Monatsgehalt, 
korrekt? Liegt ein Stundenlohn vor, ist eine 
Überschreitung weiterhin möglich? 
 
Korrekt, in diesem Fall wird keine „bezahlte 
Freistellung“ geplant, sondern im Fokus sind in 
diesem Fall die 5.400 Euro, das heißt, die 
Stunden werden direkt vergütet, jedoch im Jahr 
nicht mehr als 5.400 Euro. 
 
Ein Minijobber darf im Jahr max. 5.400 Euro 
verdienen. Wenn jemand beispielsweise nur 
3 Monate im Jahr Minijobber ist, darf er 
dann trotzdem 5.400 Euro verdienen oder 
nur 3 x 450 Euro = 1.350 Euro? 

Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeitsent-
gelt 450 Euro übersteigt, ist vom regelmäßigen 
Arbeitsentgelt auszugehen. Das regelmäßige 
Arbeitsentgelt ermittelt sich abhängig 
von der Anzahl der Monate, für die eine Be-
schäftigung gegen Arbeitsentgelt besteht, wo-
bei maximal ein Jahreszeitraum (12 Monate) 
zugrunde zu legen ist. Sofern die Beschäfti-
gung im Laufe eines Kalendermonats beginnt, 
kann für den Beginn des Jahreszeitraums auf 
den 1. Tag dieses Monats abgestellt werden (z. 
B. Beginn der Beschäftigung am 15. Februar, 
Beginn Jahreszeitraum ab 1. Februar). Dabei 
darf das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt 
im Durchschnitt einer Jahresbetrachtung 450 
Euro nicht übersteigen (maximal 5.400 Euro 
pro Jahr bei durchgehender mindestens 12 
Monate dauernder Beschäftigung gegen Ar-
beitsentgelt in jedem Monat). Steht bereits zu 
Beginn der Beschäftigung fest, dass diese 
nicht durchgehend für mindestens 12 Monate 
gegen Arbeitsentgelt besteht, ist die zulässige 
Arbeitsentgeltgrenze für den Gesamtzeitraum 
entsprechend zu reduzieren. 
 
Folie 21: Gilt der Jahresbetrag in Höhe von 
5.400 Euro für ein Kalenderjahr oder ein 
Zeitjahr? 
 
Grundsätzlich Kalenderjahr, jedoch kann für 
eine im Laufe eines Kalenderjahres aufgenom-
mene Beschäftigung eine erstmalige voraus-
schauende Betrachtung (Prognose kommende 
12 Monate) erfolgen und dann durch zu Beginn 
des nächsten Kalenderjahres neue jährliche 
Betrachtung für dieses Kalenderjahr 
ersetzt werden. 
 
Aktuelles zur betrieblichen Altersversor-
gung 
 
Folie 25: Ist es richtig, dass die Zuschuss-
verpflichtung durch den TVöD ausgeschlos-
sen ist? 
 
Aus meiner Sicht, ja, nach § 19 BetrAVG. 
 
Folie 25: Müssen die Zuschüsse auch ab 
2022 vom Arbeitgeber gezahlt werden, 
wenn bereits vor 2018 ein Arbeitgeberzu-
schuss gegeben wurde (Mischfinanzie-
rung)? 
 
Wenn für alle Arbeitnehmer ein Zuschuss im 
Fall einer Entgeltumwandlung gezahlt wird, der 
mindestens 15 Prozent bzw. die Sozialversi-
cherungsersparnis beträgt, ist kein weiterer Zu-
schuss (jede Vertragszusage wird individuell 
betrachtet) zu zahlen. Zu beachten ist, dass 
der Zuschuss seitens des Arbeitgebers mit der 
Sozialversicherungsersparnis verknüpft werden 
sollte. 
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Folie 27: Müssten nicht bei 100 Euro Beitrag 
15 Euro Arbeitgeberzuschuss enthalten 
sein? Warum spart der Arbeitgeber bei der 
In-Sich-Berechnung Geld, und ist das vom 
Gesetzgeber so vorgesehen? 
 
Sofern es sich nicht um einen bestehenden 
Vertrag, sondern um eine Neuzusage handelt, 
dann gibt es die 100 Euro Versicherungs-
summe noch nicht, sondern dieser ist der ge-
wünschte Einzahlbetrag, und der Arbeitgeber 
macht mit 15 Prozent vom Arbeitnehmeranteil 
mit, das heißt: 
100 Euro/1,15 = 86,96 Euro Arbeitnehmeranteil 
zzgl. 15 Prozent von 86,96 Euro = 13,04 Euro 
als Arbeitgeberanteil, in Summe 100 Euro. 
 
Wenn ich für einen vor dem 31. Dezember 
2018 bestehenden DV-Vertrag eines Mitar-
beiters bereits einen freiwilligen Arbeitge-
berzuschuss leiste, wie kann ich vermeiden, 
dass ich ab 2022 nochmals den ver-
pflichtenden Zuschuss von 15 Prozent ab-
führen muss? Gibt es eine Anrechnungs-
möglichkeit für meinen freiwilligen Zu-
schuss? 
 
Wenn sichergestellt ist, dass mindestens 
15 Prozent bzw. die tatsächliche Sozialversi-
cherungsersparnis als Arbeitgeberzuschuss 
gezahlt wird und eine Verknüpfung des Arbeit-
geberanteils mit der Sozialversicherungser-
sparnis arbeitsrechtlich formuliert wird. 
 
Folie 30: Können sich die Versicherungen 
(entgegen der gesetzlichen Intension) ge-
gen die Aufstockung von Altverträgen weh-
ren? 
 
Ja, das ist möglich. 
 
Eine Arbeitnehmerin hat bei einem Arbeit-
geber neu angefangen zu arbeiten. Es be-
stand bereits eine DV. Muss der Arbeitgeber 
dann auch schon die 15 Prozent Zuschuss 
zahlen oder erst ab 2022?  
 
Die überwiegende Rechtsauffassung ist in die-
sen Fällen, ob es sich hierbei um die Über-
nahme eines Vertrages oder um eine Übertra-
gung handelt – im ersten Fall tritt der Arbeitge-
ber in einen bereits bestehenden Vertrag mit 
vollumfänglicher Haftung ein, im zweiten Fall 
der Übertragung kommt es hingegen zu einer 
Neuzusage mit einem Übertragungskapital, 
diese Verträge müssen bezuschusst werden, 
die erstgenannten nach überwiegender 
Rechtsauffassung (Rechtsprechung diesbe-
züglich fehlt bisher) nicht. 
 

Folie 31: Woher weiß ich, welche bAV-Ver-
träge für den Förderbeitrag in Frage kom-
men? Muss hier eine spezielle Formulie-
rung im bAV-Vertrag beinhaltet sein, oder 
kann ich grundsätzlich für alle bAV-Ver-
träge den Förderbetrag von 30 Prozent bei 
der Lohnsteuer in Abzug bringen, wenn die-
ser unter 2.200 Euro bzw. ab 2020 2.575 
Euro verdienen? 
 
Es bezieht sich auf kapitalgedeckte externe 
Durchführungswege, die als monatliche Rente 
und ungezillmert sein müssen. In diesen Fällen 
kontaktieren Sie direkt die Versicherung, dass 
ein förderfähige versicherungszusage ge-
wünscht wird. 
 
Folie 25: Gilt die Verpflichtung zur Zahlung 
eines Zuschusses durch den Arbeitgeber 
auch für pauschalversteuerte Altverträge? 
 
Grundsätzlich ab 01/2022 ja, es sei denn es 
handelt sich um arbeitnehmerfinanzierte Be-
träge, die vom laufenden Entgelt eingespart 
werden, in diesen Fällen kommt es zu keiner 
SV-Ersparnis. 
 
Folie 25: Müssen bei zwei Verträgen auch 
beide ab 2022 bezuschusst werden oder 
reicht einer, wenn da schon über dem 
Grenzbetrag bezuschusst wird? Wenn ich 
übertreiben darf: z. B. Zuschuss von 400 
Euro monatlich? 
 
Grundsätzlich muss lediglich die SV-Ersparnis 
als Zuschuss gezahlt werden, d.h. sofern ein 
Arbeitnehmer mehr als 4 % der BBG RV/AV 
einsparen sollte, führen die 4% übersteigenden 
Beträge zu keiner weiteren SV-Ersparnis. 
 
Folie 32: Kann der Förderbetrag von 30 % 
für alle bAV-Verträge beantragt werden oder 
gibt es hierfür bestimmte Voraussetzungen 
an den Vertrag? Falls ja, welche? 
 
Es muss sich um sogenannte kapitalgedeckte 
externe Durchführungswege mit einem unge-
zillmerten Tarif handeln. Und in der Leistungs-
phase ist lediglich eine monatliche Rentenzah-
lung möglich. 
 
Bezüglich der In-Sich-Berechnung des 15% 
Zuschusses bei der BAV wurde ein BMF-
Schreiben erwähnt. Können Sie das noch-
mal benennen? 
 
BMF RS zur betrieblichen Altersversorgung 
vom 6.12.2017 – der entsprechende Passus 
befindet sich in der Fußnote auf Seite 13. 
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Können Sie noch einmal erläutern, wer für 
die Abführung der Krankenkassenbeiträge 
zuständig ist, wenn eine externe Versiche-
rungsgesellschaft die Rente aus einer Pen-
sionskasse direkt an den Rentner (früherer 
Arbeitnehmer) bezahlt? 
 
Der Versorgungsträger (in diesem Fall die Pen-
sionskasse). 
 
Wie erfolgt die Berechnung bei einer DV 
bzgl.  Arbeitgeber-Zuschuss, wenn dies nur 
einmalig mit dem 13. Gehalt im November 
passiert? 
 
Im Rahmen einer monatsgenauen Betrach-
tung, d.h. 15 % von der umgewandelten 
Summe (bspw. 15 % von 1.000 Euro), sofern 
eine Ersparnis (SV-Luft) in dieser Höhe vor-
liegt. 
 
Wo wird der Förderbetrag für Geringverdie-
ner für die Absicherung im Alter beantragt? 
 
Dieser muss nicht beantragt werden, sondern 
wird intern über das Gehaltsabrechnungspro-
gramm mit der Lohnsteuer verrechnet. Erkenn-
bar auf der Lohnsteueranmeldung – „abzüglich 
Förderbetrag nach § 100 EStG“. 
 
Sind die Rückmeldungen an die Zahlstellen 
betreffs der Freibeträge bereits erfolgt? Wir 
haben bisher von keiner Kasse eine Rück-
meldung erhalten. 
 
Seit Oktober laufen die Rückrechnungen. Dies 
betrifft sie jedoch nur, falls Sie Mehrfachbezie-
her haben. 
 
 
 
Lohnsteuer 
 
Zweites Familienentlastungsgesetz 
 
Soli ab 2021: Sind als sonstige Bezüge di-
verse Einmalbezüge (z.B.  Bonus, Weih-
nachtsgeld, etc.) gemeint, die der Nullzone 
unterliegen und es werden nur die laufen-
den Bezüge für die Betrachtung des Soli 
herangezogen? 
 
Für die Berechnung des Solidaritätsbeitrages 
wird auch für die Berechnung von sonstigen 
Bezügen nach der Jahreslohnsteuer die Null-
zone berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 

Klimaschutzpaket 
 
Folie 42: Ich habe gehört, dass die Mobili-
tätsprämie beim Finanzamt beantragt wer-
den muss - ist das richtig? Wie lange hat 
der Mitarbeiter dafür Zeit? 
 
Das ist korrekt – es gelten die normalen Fristen 
für die Einkommensteuer (31. Juli). 
 
Mobilitätsprämie auch für geringfügig Be-
schäftigte? 
Ja. 
 
Aktuelles zur 44-Euro-/60-Euro-Freigrenze 
 
Müssen Sachbezüge auf die Abrechnung? 
Ist dies Pflicht, und wenn ja, seit wann? 
 
Der Arbeitgeber muss alle Sachbezüge, auch 
ausgegebene Gutscheine, im Lohnkonto ein-
tragen, und zwar auch dann, wenn sie in An-
wendung der Freigrenze von monatlich 44 
Euro steuerfrei bleiben. Zur Erleichterung die-
ser Aufzeichnungsverpflichtung wird es gemäß 
§ 4 Abs. 3 Satz 2 LStDV zugelassen, dass 
Sachbezüge, die in Anwendung der monatli-
chen 44-Euro-Freigrenze steuerfrei bleiben, 
dann nicht im Lohnkonto aufgezeichnet werden 
müssen, wenn durch betriebliche Regelungen 
und entsprechende Überwachungsmaßnah-
men gewährleistet ist, dass die Freigrenze von 
44 Euro monatlich eingehalten wird. Diese Auf-
zeichnungserleichterung muss allerdings beim 
Betriebsstättenfinanzamt ausdrücklich bean-
tragt werden. 
 
Folie 44: Kann der Arbeitgeber auch Gut-
scheine für das ganze Jahr einkaufen und 
diese monatlich an die Arbeitnehmer ausge-
ben, oder muss er die Gutscheine monat-
lich kaufen? 
 
Es gilt das Zuflussprinzip – monatlich nur einen 
Gutschein im Wert von maximal 44 Euro. 
 
Wie steht es z.B. mit Edenred-Gutscheinen 
und Amazon-Gutscheinen? 
 
Ich sehe diese Gutscheine persönlich sehr kri-
tisch und würde auf diese verzichten, bis eine 
eindeutige Rechtslage vorliegt. 
 
Folie 44: Darf der Arbeitnehmer über die 
Lohnabrechnung z. B. Arbeitsschuhe er-
statten, wenn der Arbeitnehmer, der die 
Schuhe besorgt hat, dem Arbeitgeber die 
Rechnung dafür vorlegt? Oder zählt das 
dann auch als Barlohn? 
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Das kommt darauf an, ob es sich hierbei um 
Schuhe handelt, die im Rahmen des Arbeits-
schutzes vorgeschrieben sind – in diesem Fall 
handelt es sich nicht um Arbeitslohn 
 
Gilt das auch für einen Zuschuss zu einer 
privaten Kranken-Zusatzversicherung? 
Diese haben wir auch im Rahmen der 44 
Euro Grenze gezahlt. 
 
Die 44-Euro-Grenze kann für eine Zusatzkran-
kenversicherung genutzt werden, sofern der 
Arbeitgeber mit der Versicherung den Vertrag 
schließt. 
 
Aktuelles zur Elektromobilität 
 
Folie 42, Entfernungspauschale: Ist eine 
Neuberechnung aller PKW-Nutzungen erfor-
derlich, wenn Entfernung Wohnung – erste 
Tätigkeitsstätte mehr als 20 km beträgt? 
 
Nein, das ist nicht erforderlich. 
 
Wenn ein Mitarbeiter im November erstmals 
einen Dienstwagen erhalten hat und im No-
vember und Dezember 2020 nur fünf bis 
sechs Tage zur Firma fährt, kann ich für die 
beiden Monate die 0,002 % Regelung an-
wenden? 
 
Ja, in diesem Fall ist es möglich. 
 
Firmenwarenversteuerung 2020-2021: Kann 
für einen Teil der Kollegen die Versteuerung 
Wohnung-Arbeitsstätte noch im Dezember 
rückwirkend von der 0,03%igen Versteue-
rung auf die 0,002%ige Versteuerung korri-
giert werden? Können dann die Monate 
12/2019 bis 11/2020 berücksichtigt werden? 
Gilt die Versteuerung auch für Vorstände? 
 
Möglich wäre es, mit einer tagesgenauen Do-
kumentation rückwirkend ab 01/2020 bis 
12/2020 von 0,03% auf 0,002% umzustellen – 
allerdings lediglich steuer- und nicht sozialver-
sicherungsrechtlich. 
 
Thema Firmenwagen: Kann der Arbeitgeber 
das Laden des privaten PKWs an einer 
dienstlichen Ladestation untersagen? Oder 
muss er die Ladestationen zur Verfügung 
stellen? 
 
Selbstverständlich kann dies untersagt werden, 
dies ist eine rein arbeitsrechtliche Entschei-
dung. 
 
 
 

Wie genau ist es steuerlich zu behandeln, 
wenn der Arbeitnehmer kostenfrei Strom la-
den kann mit seinem privaten Elektroauto? 
Und wie, wenn ich ihm die Ladungen vom 
Gehalt abziehen möchte? 
 
Hierbei handelt es sich um eine rein arbeits-
rechtliche Entscheidung des Arbeitgebers – 
steuerrechtlich ist dies bis 12/2030 nicht rele-
vant. 
 
Bisher war die Tankkarte beim Diesel-Kfz, 
mit der der Arbeitnehmer auf Kosten des 
Arbeitgebers tanken darf, in der Privatnut-
zungspauschale enthalten. Wenn ich Sie 
richtig verstehe ist bei den E-Autos nur das 
Tanken beim Arbeitgeber kostenfrei und 
ohne Lohnsteuer. Wird das Auto daheim o-
der an der Tankstelle aufgeladen soll eine 
Kostenübernahme für den Strom zu Lohn-
steuer führen? 
 
Nein, selbstverständlich ist auch das elektri-
sche Aufladen des Firmenwagens in der 1% 
Versteuerung enthalten. 
 
Wie errechnet man den geldwerten Vorteil 
bei einem Mietwagen, der nur für 4-6 Wo-
chen gemietet wurde? 
 
Wurde einem Arbeitnehmer ein Mietwagen 
überlassen (Sixt, Europcar, o.ä.), so muss 1 % 
bzw. 0,03 Euro vom Bruttolistenpreis bei Erst-
zulassung dieses Fahrzeuges für volle Kalen-
dermonate angesetzt werden.  
 
 
Corona-Paket 
 
Corona-Bonus: Ist die Verlängerung bereits 
offiziell, oder denkt man darüber nach? 
 
Es ist noch nicht ganz offiziell, dies soll mit 
dem Jahressteuergesetz 2020 verabschiedet 
werden. 
 
Folie 57: Sind je 1.500 Euro möglich in 2020 
(Dezember) und 2021 (Januar)? 
 
Nein, hierbei handelt es sich lediglich um eine 
Nutzungsverlängerung bis zum 31. Dezember 
2021. 
 
Corona-Beihilfe: Gilt dies auch für Mitarbei-
ter in 100 Prozent KUG? 
 
Ja zumindest ist dies die überwiegende 
Rechtsauffassung. 
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Corona-Prämie: Kann die Prämie auch am 
Mitarbeiter gezahlt werden, die in vollstän-
diger Unterbrechung wegen Krankengeld-
bezug sind, aber bis Juli 2020 gearbeitet ha-
ben? 
 
Ja, zumindest ist dies die überwiegende 
Rechtsauffassung. 
 
Bekommt der Arbeitgeber eine Mitteilung 
über die Quarantäne des Arbeitnehmers? 
 
Ja, dies muss der Arbeitnehmer dem Arbeitge-
ber mitteilen, der Arbeitnehmer ist verpflichtet 
dem Arbeitgeber mitzuteilen, aus welchen 
Gründen er der Arbeit fernbleibt. 
 
Folie 57: Muss ich für den Corona-Zu-
schuss einen Zusatz zum Arbeitsvertrag für 
jeden Mitarbeiter erstellen, oder reicht ge-
gebenenfalls auch eine schriftliche Liste, 
die zu den Lohnunterlagen genommen 
wird? 
 
Es sollte grundsätzlich arbeitsrechtlich nach-
weisbar sein, dass es sich um eine Zahlung zur 
Abmilderung der Corona Situation handelt. 
 
Ist die Corona-Prämie pfändbar oder un-
pfändbar? 
 
Nach überwiegender Rechtsauffassung ist 
diese pfändbar, mit der Möglichkeit eines Pfän-
dungsfreistellungsantrag. 
 
Kann die Corona-Prämie als Abfindung ge-
zahlt werden? 
 
Ja, sofern die Abfindung nicht vor März 2020 
vereinbart wurde. 
 
Kann Minijobbern die Corona-Prämie zu-
sätzlich zum normalen monatlichen Entgelt 
bezahlt werden? 
 
Ja, das ist möglich. 
 
Ist die Corona-Prämie auch für Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer sozialversicherungsfrei 
möglich? 
 
Ja, das ist möglich. 
 
Kann man den steuerfreien Corona Zu-
schuss auch verwenden, um den Mitarbei-
tern ein größeres Weihnachtsgeschenk zu-
kommen zu lassen? Also nicht als Einmal-
zahlung, sondern wirklich als Geschenk. 
 
Ja. 
 

Kann dieser Zuschuss zusätzlich zu der 
Corona-Beihilfe von Bund und Ländern für 
Pflegekräfte genutzt werden? 
 
Lediglich im Rahmen von 1.500 Euro - d.h., so-
fern die Zahlung vom Bund (1.000 Euro für VZ-
Kräfte) vom Land nicht aufgestockt wurde, wä-
ren noch weitere 500 Euro steuer- und sv-frei. 
 
Wird der Zuschuss bei Teilzeitkräften antei-
lig des Arbeitsumfang berechnet? 
 
Hierbei handelt es sich um eine arbeitsrechtli-
che interne Entscheidung – aus steuer- und sv-
rechtlicher Sicht ist dies nicht notwendig. 
 
Absonderung: Viele Ärzte stellen für die Ab-
sonderung eine AU-Bescheinigung aus. 
Kann ich diese ignorieren und über das 
IfSG die Entschädigung geltend machen? 
 
Nein, wenn eine Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung vorliegt, dann muss für den Arbeitnehmer 
Lohnfortzahlung gezahlt werden. 
 
Quarantäne/Absonderung mit Entgeltaus-
fall: Was ist, wenn der Mitarbeiter nur teil-
weise Home-Office machen konnte? Der Er-
stattungsantrag enthält keinen teilweisen 
Arbeitsausfall. 
 
In diesem Fall wird lediglich für den Teil der Ar-
beitsleistung, die nicht im Home-Office erbracht 
werden kann, die Erstattungsleistung bean-
tragt. 
 
Folie 65: Gilt das auch für freiwillig Versi-
cherte? Gibt es dann die volle Erstattung 
für die Sozialversicherungsbeiträge? 
 
Ja, das gilt auch in diesem Fall. 
 
Entschädigung Quarantäne/Absonderung: 
Wenn § 616 BGB nicht ausgeschlossen ist, 
wie viele Tage muss der Arbeitgeber leisten 
bzw. was ist eine nicht erhebliche Zeit? Ist 
der Rest der Zeit erstattungsfähig nach § 56 
IfSG? 
 
Die überwiegende Rechtsauffassung ist, dass 
der § 616 BGB überhaupt nicht greift. 
 
Erfolgt die Entschädigungsberechnung auf 
Grundlage von Kalendertagen oder tatsäch-
lichen Arbeitstagen? 
 
Auf Grundlage von Kalendertagen (die Zeit der 
Absonderung). 
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Wenn eine Erstattung bei Quarantäne vom 
Landesamt abgelehnt wird, muss man dann 
die Erstattungsabrechnung im Lohn wieder 
rückgängig machen? 
 
Ja und die Ziffer „15“ auf der Lohnsteuerbe-
scheinigung ist zu korrigieren. 
 
Im Quarantäneantrag wird bei der An-
spruchsberechtigung u.a. abgefragt, ob ein 
Anspruch auf LFZ nach § 616 BGB bestand 
- können Sie dazu eine Erklärung geben, ob 
man dort ja oder nein ankreuzt und welche 
Konsequenzen das für die Erstattung hat? 
 
Die überwiegende Rechtsauffassung ist, dass 
der § 616 BGB überhaupt nicht greift. 
 
Habe ich das richtig verstanden, dass wenn 
eine Krankheit während der angeordneten 
Quarantäne entsteht, die Krankmeldung 
zählt und nicht weiterhin die Quarantäne? 
 
Korrekt, besteht Arbeitsunfähigkeit während 
der Quarantäne, dann ist vom Arbeitgeber 
Lohnfortzahlung zu leisten. 
 
Lohnfortzahlung 
 
Wer trägt die Lohnfortzahlung (in welcher 
Form), wenn ich als Elternteil zuhause blei-
ben muss, weil mein Kind in Quarantäne ge-
schickt wird von der Schule/Kindergarten 
und es keine Möglichkeit auf Homeoffice 
(bzw. nicht zu 100 Prozent aufgrund der 
Kinderbetreuung) gibt? 
 
Hierbei handelt es sich um Erstattungsleistun-
gen nach § 56 1a IfSG. 
 
Verliert der Grenzgänger seine Grenzgän-
ger-Eigenschaften, wenn er mehrere Mo-
nate im Home-Office arbeitet? 
 
Dies hängt von dem jeweiligen Doppelbesteue-
rungsabkommen ab. Mit den Benelux-Ländern, 
Frankreich, Schweiz sind Sonderregelungen 
formuliert, dass die durch Corona entstande-
nen Home-Office-Tage als „nicht schädliche 
Tage“ bewertet werden, d.h. am Steuerrecht 
„Wohnsitzland“ würde sich nichts ändern. 
Diese Regelung gilt jedoch nicht für alle 
„Grenzländer“, folglich sollte in jedem Fall ge-
nau geprüft werden. 
 
Gibt es einen Erstattungsanspruch für den 
Arbeitgeber für die bezahlten Quarantäne-
Tage nach berufsbedingter Rückkehr aus 
einem Risikogebiet? 
 
Nein, sofern es berufsbedingt ist (zwingend 
notwendige Dienstreise) trägt der Arbeitgeber 
allein das Lohnrisiko. 

Der Mitarbeiter war während der Quaran-
täne leider mit Corona erkrankt. Eine Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung wurde 
nachträglich vom Arzt erstellt, aber von der 
Krankenkasse aufgrund der Nachträglich-
keit nicht anerkannt. Was passiert nun? 
Sollen wir einen Quarantäneantrag stellen? 
 
Aus meiner Sicht besteht mit Beginn der AU 
Lohnfortzahlung und es besteht kein Anspruch 
auf eine Verdienstausfallentschädigung. 
 
Greift für Minijobber auch §56 IFSG? 
 
Ja. 
 
Ich habe einen Studenten in Quarantäne. 
Rechne ich ihn auch mit der fiktiven Lohn-
art ab und stelle den Antrag auf Entschädi-
gungszahlung? 
 
Ja, sofern die entsprechenden Voraussetzun-
gen vorliegen. 
 
Besteht ein Erstattungsanspruch zur Be-
treuung eines Kindes, für das Quarantäne 
angeordnet wurde? 
 
Ja, lediglich nur in Höhe von 67 %, wenn das 
Kind das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat und wenn keine andere (zumutbare) Per-
son die Betreuung übernehmen kann. 
 
Ein Arbeitnehmer hat zuerst einen AU-
Schein abgegeben, danach eine Bescheini-
gung für Quarantäne, gilt Quarantäne oder 
AU? 
 
Es gilt AU. 
 
Wenn ich aufgrund eines positiven Tester-
gebnisses eine Quarantäneanordnung vom 
Gesundheitsamt habe, aber keine zusätzli-
che AU und der Mitarbeiter auch keine 
Symptome hat, kann ich dann eine Entschä-
digungsleistung abrechnen? 
 
Ja, wenn die Arbeitsleistung nicht im Home-
office erbracht werden kann. 
 
Kurzarbeitergeld-Paket 
 
KUG-Zuschuss: Wie erfolgt der KUG-Zu-
schuss bei den Erhöhungen ab dem vierten 
(70/77 Prozent) bzw. siebten Monat 
(80/87 Prozent) bei Arbeitnehmern, welche 
über der Beitragsbemessungsgrenze von 
6.900 Euro liegen, d.h. das eigentliche 
Brutto bei z.B. 7.200 Euro liegt (Arbeitneh-
mer haben 50 Prozent Arbeitsausfall)? Ha-
ben diese hierauf ebenfalls Anspruch? 
 
Ja, unter Berücksichtigung der Kappung. 
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Folie 76: Wie ist es, wenn der Mitarbeiter 
selbst kündigt, entfällt dann KUG oder kann 
für den Zeitraum nach Eingang der Kündi-
gung KUG gezahlt werden? 
 
Im gekündigten Arbeitsverhältnis kann kein 
KUG mehr gezahlt werden. 
 
Frage: Was passiert mit den Sozialversiche-
rungsbeiträgen, wenn der KUG-Antrag rück-
wirkend abgelehnt wird? 
 
Diese müssen rückwirkend korrigiert werden. 
 
Was ist, wenn bei 10 % der Beschäftigten 
jeder genau 10 % Arbeitsausfall hat, ist 
dann die KUG Voraussetzung noch erfüllt 
(also 10 % und mehr) oder wirklich nur 
MEHR als 10 %? 
 
Mindestens 10%. 
 
Muss die Verlängerung angezeigt/beantragt 
werden oder verlängert sich bestehende 
Kurzarbeit automatisch? 
 
Die Verlängerung muss bei der Agentur für Ar-
beit beantragt werden. 
 
Folie 80: Sollentgelt - wie ist hier bei Entgel-
tumwandungen für E-Bike oder bAV vorzu-
gehen? Ist das hier das Sollentgelt und das 
Ist-Entgelt um den umgewandelten Betrag 
zu erhöhen? Falls nicht wäre das Ist-Entgelt 
ja bei KUG 0 im Minus? 
 
Bei KUG-Null kann keine Barlohnumwandlung 
mehr vorgenommen werden – eine bAV sollte 
dann beitragsfrei gestellt werden und auch für 
die BLU „E-Bike“ müsste eine arbeitsrechtliche 
Lösung gefunden werden. 
 
Wie sieht es beim KUG Zuschuss aus, wenn 
das Soll-Gehalt des Arbeitnehmers über der 
Beitragsbemessungsgrenze liegt? 
 
Sofern noch ein Kurzarbeitergeld gezahlt wird 
(Kappung der BBG), kann auch ein steuer- und 
sv-freier Zuschuss zum KUG gezahlt werden. 
 
Folie 97: Der Arbeitnehmer erhält während 
KUG ein Beschäftigungsverbot. Wie wird es 
berechnet, und wer erstattet es dem Arbeit-
geber? 
 
Die überwiegende Rechtsauffassung ist in die-
sem Zusammenhang, dass KUG sich nicht ne-
gativ auf den Beschäftigungsverbot auswirkt. 
 
Ist der Mitarbeiter verpflichtet, bei Bezug 
von KUG eine Steuererklärung abzugeben 
(Progressionsvorbehalt)?  

Ja; er wird ansonsten aufgefordert eine abzu-
geben. 
 
Wie sieht es mit Minijobbern aus? 
 
Für Minijobber kann kein KUG beansprucht 
werden. 
 
Gilt der anrechnungsfreie Hinzuverdienst 
bei KUG auch für kurzfristige Beschäftigun-
gen? 
 
Das kommt auf die Höhe des Nettoentgelts aus 
dieser Beschäftigung an. Überschreitet der Ar-
beitnehmer in KUG mit dem Netto aus der 
kurzfristigen Beschäftigung nicht sein 100% 
Netto aus seiner sozialversicherungspflichtigen 
Erstbeschäftigung, dann bleibt der Hinzuver-
dienst anrechnungsfrei. Allerdings gilt diese 
Regelung nur noch bis zum 31.12.2020. Ab 
01/2021 bleiben nur noch Minijobs, die mit Be-
ginn von KUG aufgenommen wurden, bis zum 
31.12.2021 anrechnungsfrei. 
 


